Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2557 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. de With r Dr. Apel r Collet, 
Brandt (Grolsheim), Spitzmüller und der Fraktionen 

der SPD, FDP 


betr. Touristikunternehmen 


Millionen von Bundesbürgern schließen jährlich sogenannte 
Pauschalreiseverträge mit Touristikunternehmen ab. Der insbe- 
sondere hierdurch gesteigerte Reiseverkehr erlangt immer 
größere wirtschaftliche, soziale und internationale Bedeutung. 

Unfälle, mangelhafte Leistungen und Mißverständnisse mit 
finanziellen Nachteilen für die Reisenden, insbesondere die 
Auslandsreisenden, bleiben nicht aus. Die Haftungsfrage eben- 
so wie Zahlungsbedingungen und die Rücktrittsmöglichkeiten 
sind in den Bedingungen der Touristikunternehmen für den 
Reisenden nicht immer günstig geregelt. Spezielle Vorschriften 
für den Abschluß von Reiseveranstaltungen und deren Folgen 
gibt es im Recht der Bundesrepublik Deutschland nicht. Das 
internationale Übereinkommen über den Reisevertrag (CCV) 
vom 23. April 1970 in Brüssel, an dem auch die Bundesrepublik 
Deutschland beteiligt war, ist von den meisten Staaten ebenso 
wenig wie bisher von der Bundesrepublik Deutschland unter- 
zeichnet worden. 


Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Wie groß war die Zahl der abgeschlossenen Pauschalreise- 
verträge in den Jahren 1967, 1968, 1969, 1970 und im ersten 
Halbjahr 1971? 

2. Wie groß war der Umsatz in DM der abgeschlossenen 
Pauschalreiseverträge in den Jahren 1967, 1968, 1969, 1970 
und im ersten Halbjahr 1971? 
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3. Ist es der Bundesregierung bekannt, daß sich einige Tou- 
ristikunternehmen durch ihre Bedingungen den Status eines 
bloßen Vermittlers sichern und dadurch die Haftung aus 
Unfällen, Schlechtleistungen und Mißverständnissen in der 
Regel den Beförderern und Beherbergungsstätten sowie den 
sonstigen Leistungsträgern zuzuschieben trachten, obwohl 
meistens nur sie die Beförderer, Beherbergungsstätten und 
sonstigen Leistungsträger wirklich kennen, dem Reisenden 
der vom Touristikunternehmen z. B. an das Hotel gezahlte 
Preis ebenso wenig bekannt ist wie der Zahlungszeitpunkt 
und offenkundig der Reisende gegenüber den Beförderern, 
Beherbergungsstätteninhabern und sonstigen Leistungs- 
trägern meist hilflos ausgeliefert ist? 

4. Ist es der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund dieser 
Bedingungen die Rechtsprechung in Haftungsfragen völlig 
uneinheitlich ist und zwar dergestalt, daß trotz Abdingung 
der Eigenschaft der Reiseveranstaltungshaftung manche Ge- 
richte gleichwohl die Haftung der Touristikunternehmen be- 
jahen, manche aber nicht und den betroffenen Reisenden 
schlicht z. B. an das Hotel im Ausland oder den dort behei- 
mateten Beförderer verweisen? 

5. Ist es der Bundesregierung bekannt, daß nach fast allen 
Reisebedingungen vom Reisenden volle Vorkasse verlangt 
wird und dieser auch leisten muß, weshalb - falls es zu einer 
Schlechtleistung kommt - der Reisende jeden Druckmittels, 
z. B. gegenüber seinem Hotel, beraubt ist? 

6. Ist es der Bundesregierung bekannt, daß nach fast allen 
Reisebedingungen wohl das Touristikunternehmen die 
Preise ändern, also erhöhen, kann, aber z. B. nicht ver- 
pflichtet ist, einen Aufwertungsgewinn an den Reisenden 
weiterzugeben? 

7. Beabsichtigt die Bundesregierung, diese Materie ganz oder 
teilweise zum besseren Schutz der Reisenden gesetzlich zu 
regeln, und hat sie vor, das erwähnte internationale Über- 
einkommen - wenn auch mit Vorbehalten - zu unterzeich- 
nen? 


Bonn, den 7. September 1971 


Dr. de With 
Dr. Apel 
Collet 

Brandt (Grolsheim) 
Spitzmüller 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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